
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 
ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 8 
der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  
vom Montag, dem  21.07.25 
 19:30 Uhr bis 21:39 Uhr 
im Rathaus in Kürzell   

 
Anwesenheitsliste 
Bürgermeister 
Alexander Schröder  
   
die Gemeinderäte 
Sabine Fischer  
Klaus Fuhrmann entschuldigt 
Andreas Gauch  
Martin Heimburger  
Sven Kirner  
Lisa Kleis  
Thomas Kölli  
Bodo Lange entschuldigt 
Jasmin Lehmann  
Sven Leuthner  
Christian Maurer Ab 19:48 Uhr 
Paul Santo  
Gerald Sensenbrenner  
Hugo Wingert  
 
die Ortschaftsräte 
Robert Althauser  
Miriam Fischer  
Sandra Frenk  
Ingrid Rieth-Jäger  
 
die Bezirksbeiräte 
Beatrice Biehler  
Fabian Kern  
Viktoria Ritter-Lüden  
Helmut Schuster  
Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 
Franziska Reiff  
Lasse Rieck  
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Matthias Wiedemer  
   
Zuhörer 19  
Presse 2  

Bürgermeister A. Schröder setzt den Tagesordnungspunkt 8 ab.  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsge-
mäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 
- Zu TOP 9 wird ausgeführt, dass der Kaufpreis bei 220 €/m² liegt.  Dazu kam die Frage 

auf, dass während einzelne Bürgerinnen und Bürger im Neubaugebiet in der Vergan-
genheit 290 €/m² bezahlt hätten, nun von 160 €/m² für einen Investor die sei Rede. Zu-
dem wurde thematisiert, dass die Villa Beck im Zuge des Bauvorhabens wegfallen 
würde, mit der Folge, dass auch das Sommerferienprogramm dort entfalle. Es wurde 
nach einem Ersatzstandort für die Ferienbetreuung gefragt sowie danach, wer den 
Rückbau von Gelände und Gebäuden finanziere. Auch wurde nach dem Sanierungs-
stand des alten Rathauses gefragt und wo künftig ein Ort für Jugendliche sein könne. 
In der Frageviertelstunde wird auf TOP 9 und die Ausführungen dazu verwiesen. 

- Am 12.05.2025 wurde nichtöffentlich über die Kanalarbeiten in der Kirchstraße bera-
ten. Hier wurde ein Ingenieurbüro zur Planung der Arbeiten beauftragt. Nach der Pla-
nung wird die Maßnahme im Bezirksbeirat und Gemeinderat vorgestellt werden. Der 
aktuelle angedachte Fahrplan ist, den Herbst für die Ausschreibungsphase zu nutzen, 
wobei mit der Umsetzung eher im kommenden Jahr zu rechnen sei. Die Öffentlichkeit 
wird über die Maßnahmen rechtzeitig informiert.  

2.  Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3.  Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 30.06.25 gefass-
ten Beschlüsse 

Städtebaulicher Vertrag Areal Altes Rathaus  
Im Herbst 2018 hat der Gemeinderat einen städtebaulichen Ideenwettbewerb zur Neuord-
nung des Areals am Alten Rathaus ausgelobt. Vorgabe war eine städtebauliche Planung, wel-
che den Rahmen für eine künftige Neubebauung des Areals mit Wohnungen, überwiegend 
für Senioren, vorgibt. Im Juli 2023 wurde das Bebauungsplanverfahren formell gestartet. Der 
Bebauungsplan Areal Altes Rathaus ist seit Mai 2024 rechtskräftig.  
Sowohl der Bebauungsplan als auch der städtebauliche Ideenwettbewerb wurden durch das 
Landessanierungsprogramm gefördert.  
Grundlage des städtebaulichen Planungswettbewerbs waren vier Gebäudekörper, welche 
sich zu einem Ensemble gruppieren und über einen öffentlichen Erschließungsweg verbunden 
werden. Der Schwerpunkt soll auf seniorengerechten, barrierefreien Wohneinheiten liegen. 
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Es soll ein neues Quartier mit Wohnraum für Jung und Alt entstehen, wobei der Schwerpunkt 
im Bereich der älteren Generation gesehen wird.  
Der Gemeinderat nimmt den Sachstand zur Kenntnis, billigt den Vertragsentwurf und beauf-
tragt … die Verwaltung den städtebaulichen Vertrag zu unterzeichnen und den Kaufvertrag 
abzuschließen. 

4. Bauanträge 

4.1 Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im vereinfachten Verfah-
ren für den Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf dem Grund-
stück Flst, -Nr. 5558 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage zur Genehmi-
gung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Grundstück Flst. Nr. 5558, Schlesen-
weg 2 in Kürzell. 

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Klein-
feldele III“. 

Laut Punkt 2.7 im schriftlichen Teil des Bebauungsplanes wird die Gebäudetiefe auf max. 
12,00m, gemessen zur Hauptfirstrichtung, festgelegt. Der Antragsteller plant einen einge-
schossigen Bungalow mit einer Gebäudetiefe von 13,06m um die gewünschte Wohnfläche 
zu erreichen und beantragt hiermit eine Befreiung nach den §§ 56 LBO und 31 BauGB, da die 
planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes überschritten sind. 

Der Grundgedanke der Festsetzung der maximalen Gebäudetiefe ist, dass keine großen Gie-
belwände entstehen. Der Antragsteller plant jedoch einen Bungalow mit Walmdach, bei 
dem dies nicht eintritt.  

Sollte die Befreiung durch den Gemeinderat erteilt werden, wäre das geplante Bauvorhaben 
genehmigungsfähig, da nach § 31 Abs. 2 BauGB die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und die Abweichung städtebaulich vertretbar ist.  

In der Diskussion wird angesprochen:  

- Es wird darauf hingewiesen, dass es möglich sein kann, dass die Grundflächenzahl 
überschritten ist. Lt. Vermessungsbüro und Antrag ist diese jedoch so richtig, wird 
aber nochmals geprüft. 

- Zudem wurde in der Vergangenheit schon einmal ein Antrag über Befreiung abge-
lehnt. Damals ging es um wenige Zentimeter, hier um 1,06 Meter. Eine Ungleichbe-
handlung soll vermieden werden. 

Der Gemeinderat stimmt der beantragten Befreiung zwecks der Gebäudetiefe 
bei einer Enthaltung nicht zu und erteilt nicht das Einvernehmen nach § 36 
BauGB. 
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5.  Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung des Oberflächen-
wassers auf Flst. Nr. 59 der Gemarkung Meißenheim im Zuge einer Werk-
statterweiterung 

Der Antragsteller plant den Bau einer Werkstatterweiterung am bisherigen Firmenstandort. 
Vorgesehen ist, dass das gesamte Dachflächenwasser der Werkstatterweiterung sowie das 
Oberflächenwasser aus den Außenanlagenflächen einer Versickerung zugeführt werden.  

Im Entwässerungskonzept (Bestandteil des B-Planes „Schmidtenbühn“) wurde festgelegt, 
kein zusätzliches Oberflächenwasser an das Mischsystem anzuschließen. Die Bodenverhält-
nisse lassen eine Versickerung des Oberflächenwassers vor Ort zu. Aus Platzgründen ist eine 
Flächenversickerung nicht möglich. Die Beseitigung der Dach-, sowie Park- und Hofflächen ist 
deshalb über dezentrale Versickerungsmulden geplant.  

Die gesamte Dachfläche beläuft sich auf ca. 1044 m². Die Dachfläche wird aus beschichtetem 
Material hergestellt. Lediglich die Dachrinnen und die Fallrohre bestehen aus unbeschichte-
tem Titanzink.  

Die Ableitung zu den geplanten Versickerungsmulden erfolgt über erdverlegte Kunststoff-
rohre in den Nennweiten DN 150 bis 200.  

Nach der Bodenuntersuchung ist es erforderlich, im Bereich der Versickerungsmulden die an-
stehende Schluffschicht bis auf den anstehenden Kies zu entfernen und durch eine Kies-
/Schotterschicht zu ersetzen. Hierbei darf der Durchlässigkeitsbeiwert nicht größer als 1 x 10-
4 m/s sein. Der kf-Wert darf jedoch nicht geringer als 5 x 10-5 m/s sein. Somit ist eine kontinu-
ierliche Versickerung gegeben. Eine Zwischenspeicherung ist nicht erforderlich.   

Im Außenanlagenbereich werden die Verkehrsflächen mit einem Asphalt- und Pflasterbelag 
versehen. Die Pflasterbeläge versickern im Bankettbereich flächig. Die gesamte befestigte Au-
ßenanlagenfläche (Asphalt) ergibt sich zu ca. 556 m².  Das überschüssige Oberflächenwasser, 
welches beim Regenereignis nicht flächenhaft versickert, wird in die begleitenden Versicke-
rungsmulden eingeleitet.   

Gemäß den Planungen des Gebäudes und der Außenanlagen ist es erforderlich, an 4 Stellen 
Versickerungsmulden herzustellen. Es wurde das Versickerungssystem der Fa. Müller ausge-
wählt. Die Lage und Größe der Mulden erfolgt gemäß den zugehörigen Flächen und der Ab-
flussbeiwerte. Die entsprechenden Niederschlagsspenden entstammen aus dem Kostra - At-
las DWD 2020, s. Abschnitt 3.2.   

Geplante Versickerungsmulden der Fa. Müller: Produkt - ECO Straßenwasserfilter  

Unter den ECO Straßenfiltern wird der Boden bis auf den anstehenden Kies mit FSS Kies 0/45 
ausgetauscht, um die Versickerungsfähigkeit zu gewährleisten. Dadurch entfällt die Rigolen 
Herstellung unter der Mulde aus der Berechnung der Fa. Müller. 

Der Gemeinderat nimmt den Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis einstimmig 
billigend zur Kenntnis. 

Gemeinderat C. Maurer nimmt um 19:48 an der Sitzung teil. 
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6.  Ganztagsschule in der Friederike-Brion-Grundschule Meißenheim 
Rektorin Haßler und Konrektor Becker stellen sich vor und berichten über den aktuellen Stand 
der Grundschule sowie anstehende Maßnahmen (u. a. im Physiksaal).  

Mit § 24 Abs. 4 SGB 8 wurde vom Deutschen Bundestag mit Zustimmung des Bundesrats der 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter ab dem Schuljahr 2026 / 27 veran-
kert. Der Anspruch auf Ganztagsbetreuung besteht grds. während einem Zeitraum von 8 
Stunden täglich und wird abgedeckt durch die staatliche Ganztagsschule, bzw. durch die kom-
munale Nachmittagsbetreuung. Der Anspruch besteht auch während den Schulferien und 
wird abgedeckt über die kommunale Ferienbetreuung 8 Stunden täglich. Zulässig sind maxi-
mal 20 Schließtage jährlich. 

Aktuell werden Kinder per Taxi zur Grundschulförderklasse (GFK) nach Lahr gefahren. Eine 
Möglichkeit über Taxis ist nach Rücksprache mit übergeordneten Behörden leider nicht mög-
lich. Mit den Kindergärten wurde gesprochen und nach einer Lösung gesucht. Eltern werden 
Fahrgemeinschaften bilden bzw. die KiTas werden die Kinder nach Meißenheim fahren.  

Die Friederike-Brion-Grundschule wird bereits als Ganztagsschule betrieben. Im Jahr 2022 hat 
die damalige Leiterin der Friederike-Brion-Grundschule dem Gemeinderat das Entwicklungs-
konzept der Ganztagsschule vorgestellt. Die Schulkonferenz hat den Betreuungszusammen-
schluss von Ganztagesschule und Kommunaler Jugendbetreuung beschlossen. 

Seit dem Schuljahr 2022 / 2023 wurde die GTS zunächst montags bis mittwochs für den Zeit-
raum von 13.00 Uhr bis 15.30 Uhr eingeführt. Ergänzend dazu besteht die Möglichkeit, die 
Nachmittagsbetreuung Montag bis Mittwoch bis 17.00 Uhr sowie donnerstags und an Freitag-
nachmittagen in Anspruch zu nehmen. 

Die Rektorin der Friederike-Brion-Grundschule, Frau Haßler, wird nachstehendes neues Kon-
zept/Änderungsvorschläge in der Sitzung erläutern:   

 Durch Evaluationen und Austausch mit Fachberatungen wünscht sich die Schule eine 
Umstellung vom bisherigen Modell mit 3 Tagen à 8 Stunden auf ein Modell mit 4 Ta-
gen à 7 Stunden. Der Donnerstag wird künftig als zusätzlicher Ganztag eingeschlos-
sen, die Gesamttagestageszeit reduzieren sich dadurch um eine Stunde. 

 Die GTS bleibt weiterhin in Wahlform. Die Teilnahme bleibt weiterhin freiwillig und 
erfolgt auf Wunsch der Eltern (keine gebundene GTS). 

 Die kommunale Nachmittagsbetreuung um Bettina Lohrer-Team/Gemeinde würde 
um 14.30 Uhr anschließen und weiterhin bis 17 Uhr Betreuung anbieten. 

 Lehrkräfte, pädagogisches Personal und Eltern haben rückgemeldet, dass ein Schul-
tag bis 15:30 Uhr für viele Kinder als sehr lang empfunden wird. Dies schränkt die 
Möglichkeiten ein, am Nachmittag Freizeitaktivitäten wie Vereinssport, Treffen mit 
Freundinnen und Freunden oder das eigenständige Lernen wahrzunehmen. Durch 
den zusätzlichen Ganztag mit kürzerer täglicher Verweildauer kann besser auf die Si-
tuation der Kinder reagiert und gleichzeitig die Lernzeit für Hausaufgaben am Don-
nerstag gestärkt werden. 
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 Weitere Änderung, die nur innerhalb des Tages und nicht die äußere Struktur betref-
fen: Einführung eines individuellen Lernbands, eines täglich 15-minütigen offenen Un-
terrichtsbeginns als „sachten“ Einstieg in den Unterrichtstag. Zudem befindet sich 
ein neues Förder- und Forderkonzept als Hausaufgabenkonzept derzeit in Erarbei-
tung. 

Das neue Konzept wurde bereits in der Gesamtlehrerkonferenz abgestimmt. Auch Bürger-
meister Alexander Schröder und das Team um die Betreuung der Gemeinde waren von Be-
ginn an in die Änderungen/Ideen einbezogen. Der Elternbeirat wurde schriftlich informiert. 
Die Schulkonferenz wurde hierzu auch bereits angehört und hat sich positiv geäußert.  

Das neue Konzept würde im Schuljahr 26/27 umgesetzt werden. Der erforderliche Ände-
rungsantrag durch die Gemeinde als Schulträger müsste bis spätestens Oktober 2025 einge-
reicht werden. 

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Teilnahme am neuen Ganztagsmodell erfordert eine verbindliche Anmeldung von 
Montag bis Donnerstag. 

- Für das Schuljahr 2024/25 liegen 60 Anmeldungen zur GTS vor. Im aktuellen Schuljahr 
sind es 54. 

- Die Busfahrzeiten werden angepasst. Der Bus wird um eine Stunde vorbestellt. 
- Aktuell besuchen 154 Kinder die Schule. 
- Die AGs bleiben erhalten, werden jedoch zeitlich verkürzt. AGs, bei denen eine zeitli-

che Verkürzung aufgrund der Thematik nicht möglich ist, werden  
- Die Hallennutzung reduziert sich. Das kommt örtlichen Vereinen entgegen. 
- Die Schule möchte mehr Rückzugsmöglichkeiten schaffen. 
- Das Mittagessen bleibt unverändert. 
- Es wird angeregt, die Jugendbetreuung im Rahmen der Haushaltskonsolidierung ge-

nauer zu Analysieren und zu prüfen, ob die Kostenstruktur angepasst werden muss.  

Der Gemeinderat beschließt einstimmig das von der Friederike-Brion-Grund-
schule vorgelegte weiterentwickelte Konzept der Ganztagsschule mit Wirkung 
zum Schuljahr 2026/2027. 

Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, den hierfür erforderlichen Ände-
rungsantrag fristgerecht bis Oktober 2025 beim zuständigen Regierungspräsi-
dium einzureichen. 

Die Schulleitung sowie die kommunale Schulkindbetreuung werden beauf-
tragt, das neue Konzept gemeinsam umzusetzen. 

7.  Ehrenamtliche Tätigkeit 
 

Entsprechend § 19 Abs. 1 Satz 1 GemO haben ehrenamtlich Tätige Anspruch auf Ersatz ihrer 
Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Dieser Entschädigungsanspruch besteht für alle Arten 
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ehrenamtlicher Tätigkeit, die von Gemeindebürgern in kommunalen Angelegenheiten ausge-
übt werden, soweit nicht sondergesetzliche Regelungen bestehen. 

Der Gemeinderat hat 1992 die Satzung zur Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit be-
schlossen. Diese wurde zuletzt 2013 angepasst. Mit der Satzung wird die Entschädigung für 
ehrenamtliche Tätigkeit abhängig vom Aufwand geregelt. Der Tageshöchstsatz beträgt 41 €.  

Die Mitglieder der kommunalen Gremien erhalten eine Entschädigung in Form eines Sitzungs-
geldes in Höhe von 40 € je Sitzung.  

Der ehrenamtliche Ortsvorsteher erhält eine Entschädigung in Höhe von 45% der Aufwands-
entschädigung eines ehrenamtlichen Bürgermeisters.  

Die erste Stellv. Bürgermeisterin erhält eine Pauschale von jährlich 155 € zzgl. der oben ge-
nannten Entschädigung für die tatsächliche Inanspruchnahme.  

Die Entschädigung soll den Verdienstausfall sowie Auslagen ersetzen, die durch die Ausübung 
der ehrenamtlichen Tätigkeit entstehen. Die Beträge sind seit 2013 unverändert, nicht mehr 
zeitgemäß und spiegeln in keiner Weise den Aufwand wider.  

Die Höhe der Entschädigung sollte angemessen und gerecht gestaltet werden, es sollte aller-
dings auch der Aufwand im Blick behalten werden. Insofern wurde z.B. auf eine Staffelung 
des Sitzungsgelds nach der Dauer der Sitzungen verzichtet. 

Es sind nur Sitzungen kommunaler Gremien entschädigungsfähig, an denen die Person als 
Mitglied teilnimmt und die vom Bürgermeister / Ortsvorsteher oder seinen Vertretern förm-
lich einberufen wurden.  

Die Aufwandsentschädigung kann in drei verschiedenen Formen gewährt werden: 

 als monatlicher oder jährlicher Festbetrag, 
 als Sitzungsgeld, 
 zu einem Teil als Grundbetrag und zu einem anderen Teil als Sitzungsgeld. 

Für die Aufteilung der Aufwandsentschädigung in Grundbetrag und Sitzungsgeld spricht vor 
allem, dass in der Regel nicht alle Gemeinderäte in gleicher Weise zeitlich in Anspruch genom-
men sind, so dass die Gewährung nur eines gleichen Festbetrags unter Umständen zu einer 
Ungleichbehandlung führen könnte. 

 

Keine Sitzungen sind: 

 Umlaufverfahren 

Bei einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren nach § 37 Abs. 1 Satz 2 GemO (Umlaufver-
fahren) handelt es sich nicht um eine Sitzung. Für die Mitglieder des Gemeinderats entsteht 
dennoch ein Aufwand zur Vorbereitung und Recherche und ggf. zur Absprache mit anderen 
Mitgliedern des Gremiums.  

Vorschlag:   Gewährung der Sitzungspauschale 

 Informationsfahrten 
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Bei einer Informationsfahrt, z.B. zur Besichtigung von Einrichtungen in anderen Gemeinden, 
oder auch z.B. eine gemeinsame Radtour über die Gemarkungen handelt es sich nicht um Sit-
zungen der komm. Gremien.  

Vorschlag:  Gewährung der Sitzungspauschale 

 Informationsveranstaltungen 

Öffentliche Infos Dritter, z.B. des Integrierten Rheinprogramms 

Vorschlag:   Gewährung der Sitzungspauschale 

 Empfänge 

Auch bei offiziellen Veranstaltungen der Gemeinde, z.B. Neujahrsempfang, Bürgerehrung o.ä. 
handelt es sich nicht um Sitzungen.  

Vorschlag:  keine Gewährung der Sitzungspauschale 

Es sollte geregelt werden, ob und in welchem Umfang eine Entschädigung gewährt werden 
soll.  

 Vorschlag zur Änderung 

 Ehrenamtlich Tätige erhalten eine Entschädigung abhängig vom Aufwand in Höhe von 
25 € je Stunde  

 Mitglieder des Gemeinderats erhalten eine jährliche Pauschale von 300 € zzgl. einer 
Entschädigung von 40 € je Sitzung für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats 
sowie der Ausschüsse, deren Mitglied sie sind. 
* Keine Entschädigung wird gewährt für die Teilnahme von Mitgliedern des Gemein-
derats an Sitzungen des Ortschaftsrats, des Bezirksbeirats bzw. von Ausschüssen, so-
weit diese dem Gremium nicht stimmberechtigt angehören. 

 Mitglieder des Ortschaftsrats bzw. des Bezirksbeirats erhalten eine jährliche Pau-
schale von 300 € zzgl. einer Entschädigung von 40 € je Sitzung.  
* Das gilt für alle Mitglieder auch für Mitglieder des Gemeinderats die dem Gremium 
angehören. 
* Die Entschädigung wird gewährt für die Teilnahme an Sitzungen des Gremiums wel-
chem sie unmittelbar angehören bzw. der Ausschüsse des Gemeinderats, soweit sie 
dem Ausschuss stimmberechtigt angehören. 
* Keine Entschädigung wird gewährt für die Teilnahme an Sitzungen von Gremien so-
weit die Teilnehmenden dem Gremium nicht stimmberechtigt angehören. 

 Die Stellv. Bürgermeisterin/Der Stellvertr. Bürgermeister erhält, zusätzlich zu der Ent-
schädigung für die Mitgliedschaft in den kommunalen Gremien und für die Teilnahme 
an Sitzungen, eine jährliche Pauschale von 500 € zzgl. der Entschädigung nach § 1 nach 
Aufwand. 
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 Der zweite Stellv. Bürgermeister/Die zweite Stellvertr. Bürgermeisterin erhält, zu-
sätzlich zu der Entschädigung für die Mitgliedschaft in den kommunalen Gremien und 
für die Teilnahme an Sitzungen, eine jährliche Pauschale von 150 € zzgl. der Entschädi-
gung nach § 1 nach Aufwand. 

 Der Ortsvorsteher/Die Ortsvorsteherin erhält eine Entschädigung von 50% eines eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeindegrößengruppe. 

 Der Stellv. Ortsvorsteher/Die Stellvertr. Ortsvorsteherin erhält, zusätzlich zu der Ent-
schädigung für die Mitgliedschaft in den kommunalen Gremien und für die Teilnahme 
an Sitzungen, eine jährliche Pauschale von 150 € zzgl. der Entschädigung nach § 1 nach 
Aufwand. 

Mehraufwand Gremien = 24 * Pauschale 300 € = 7.200 € 

Mehraufwand Funktionen = 800 € Pauschalen + ca. 2.000 € Aufwand = 2.800 € 

Summe Mehraufwand ca. 10.000 €/a 

Zum 01.01.2026 entschädigung. 

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Für Beschlüsse im Umlaufverfahren sei ein Sitzungsgeld in gleicher Höhe wie bei regu-
lären Sitzungen nicht angemessen. 

- Der Sitzungssatz für Gemeinderäte sollte höher angesetzt werden als für Mitglieder 
des Ortschaftsrats oder Bezirksbeirats. 

- Es wird angeregt, die jährliche Pauschale geringer ausfallen zu lassen. 
- Alternativ könnte die Pauschale reduziert und der Stundensatz erhöht werden. 
- Vergleichswerte aus Kappel-Grafenhausen, Neuried und Schwanau sollen zusammen-

gestellt werden. 

Bürgermeister A. Schröder schlägt vor, den Entwurf der neuen Satzung in die Fraktionen mit-
zunehmen und bittet um Rückmeldungen und Vorschläge an die Verwaltung. Im Anschluss 
könne die Diskussion im Gemeinderat erneut aufgenommen werden – auch im Hinblick auf 
die anstehenden Haushaltsberatungen. Von Seiten des Gemeinderats werden keine Einwen-
dungen vorgebracht. 

8.  Haushaltszwischenbericht 2025 

Vertagt 

9. Verkauf des Areal Altes Rathaus an einen privaten Investor 
Im Herbst 2018 hat der Gemeinderat entschieden, einen städtebaulichen Ideenwettbewerb 
auszuloben. Anlass des Verfahrens war die geplante städtebauliche Neuordnung des Areals 
am „Alten Rathaus“. Vorgabe der Gemeinde Meißenheim war eine städtebauliche Planung, 
welche den Rahmen für eine künftige Neubebauung des Areals mit Wohnungen (überwie-
gend für Senioren) vorgibt und das alte Rathaus als neues Bürgerhaus mit einbezieht.   
Entsprechend der Rahmenplanung wurde der Bebauungsplan „Areal Altes Rathaus“ aufge-
stellt, der seit Mai 2024 rechtskräftig ist.  
Im Januar 2020 wurde der Beschluss gefasst, Verkaufsverhandlungen für die Flächen mit dem 
zwei Platzierten des Wettbewerbes zu führen und die Planungen voranzutreiben. In den da-
rauffolgenden Monaten wurden die ersten Planungen vorgelegt und mit den Gremien abge-
stimmt, auch wurde ein städtebaulicher Vertrag erarbeitet.  
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Das Plankonzept sieht vor:  
Grundlage des städtebaulichen Planungswettbewerbs waren 4 Gebäudekörper, welche sich 
zu einem Ensemble gruppieren und über einen öffentlichen Erschließungsweg verbunden 
werden. Der Schwerpunkt soll auf seniorengerechten, barrierefreien Wohneinheiten liegen. 
Es soll ein neues Quartier mit Wohnraum für „Jung und Alt“ entstehen, wobei der Schwer-
punkt im Bereich der älteren Generation gesehen wird. Hierfür sind zwei Gebäudekomplexe 
eingeplant. In einem weiteren Gebäude soll eine ambulant betreute Wohngruppe eingerich-
tet werden, auch soll in einem der Gebäude die Möglichkeit zur Unterbringung einer Arztpra-
xis gegeben sein. Im rückwärtigen Bereich wird für ältere Menschen sowie für Familien eine 
Freifläche als Treffpunkt für alle Generationen geschaffen.  
Im Bebauungsplan wurde der Stellplatzschlüssel und das Baufenster für die Tiefgarage so 
festgesetzt, dass für 2 Objekte auch sozialer Mitwohnungsbau realisiert werden könnte. 

Auf Grundlage des städtebaulichen Vertrages ist nun über die Veräußerung der beiden Grund-
stücke an den Investor zu beraten und zu beschließen. Die Veräußerung des Areals Altes Rat-
haus an den Investor erfolgt zu einem Preis i.H.v. 220 €/m². 

Der Verkaufspreis und die sonstigen Regelungen ergeben sich aus dem städtebaulichen Ver-
trag. 
In der Diskussion wird angesprochen: 

- Zur Wertermittlung sowie zur Herleitung des Quadratmeterpreises wird auf den zu-
grundeliegenden Bodenrichtwert verwiesen. 

- Der Investor ist an den Bebauungsplan gebunden. 
- Die geplante Tiefgarage ist verpflichtender Bestandteil. 
- Der städtebauliche Vertrag kann aufgrund des berechtigen Interesse Einzelner nach 

der Gemeindeordnung nicht öffentlich gemacht werden. 
- Geplant war, das Alte Rathaus im Rahmen des Landessanierungsprogramms zu sanie-

ren. Den Fokus legte der Gemeinderat zunächst aber auf den Ausbau des Kindergar-
tens und hat dies vorgezogen. 

- Die Jugendbetreuung soll von der Villa Beck überwiegend in das alte Rathaus verlegt 
werden; Ausweichmöglichkeiten bei Baustellenbetrieb soll es an der Schule geben.  

- Es bestehen Bedenken hinsichtlich einer möglichen Zweckentfremdung des Spielplat-
zes durch Jugendliche. 

- Bezüglich des Standorts der Spielfläche ist eine Abwägungsentscheidung zu treffen: 
Entweder vorne an der Straße mit potenzieller verkehrlicher Gefährdung oder im rück-
wärtigen, ruhigeren Bereich. Der Gemeinderat hat sich mit solchen Fragestellungen in 
der Vergangenheit bereits intensiv befasst. In diesem Zusammenhang wird darauf hin-
gewiesen, dass die Balkone der geplanten Wohnbebauung in Richtung des Spielplat-
zes ausgerichtet sind, wodurch eine soziale Kontrolle gewährleistet sei. 

- Geplant ist die Erstellung einer Rechtsverordnung zur zeitlichen Regelung der öffent-
lichen Nutzung, etwa durch die Festlegung einer Nachtruhe. 

- Zum Thema Begegnungsstätte wurde Enttäuschung darüber geäußert, dass bislang 
keine echte Möglichkeit in der Dorfmitte geschaffen wurde. Im Vergleich zu Nachbar-
gemeinden wurde auf entsprechende Angebote dort verwiesen. Mit diesem Thema 
hat sich der Gemeinderat ebenso bereits in der Vergangenheit intensiv auseinanderge-
setzt. Frühere Überlegungen in diese Richtung wurden verworfen. In der Diskussion 
wurde auch die Nutzung des Areals als innerörtlicher Festplatz angesprochen. Dabei 
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wurde jedoch auf bestehende Probleme mit Lärmschutz und Beschwerden hingewie-
sen; die Verlagerung solcher Veranstaltungsflächen in den Außenbereich sei mittler-
weile gängige Praxis. 

- Abschließend wurden erneut Zweifel an der geplanten Umstückelung geäußert. Es 
wurde der Vorschlag geäußert, anstelle eines Verkaufs eine Lösung über das Erbbau-
recht in Betracht zu ziehen. Eine solche Option war bereits in der Vergangenheit 
Thema im Gremium, damals hat sich das Gremium jedoch für die ausgeführte Option 
entschieden. 
 

Der Gemeinderat stimmt dem Verkauf der Fläche „Areal Altes Rathaus“ zu ei-
nem Preis i.H.v. 220 €/m² bei einer Enthaltung und 2 Ablehnungen zu.  
 

10.  Verschiedenes 

a. Im Zusammenhang mit der PFAS-Belastung im Ortsteil Kürzell besteht für betroffene 
Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, bei der Schadensregulierungsstelle des Bun-
des (angesiedelt bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben – BImA) Anträge auf 
Schadensersatz oder auf Feststellung möglicher Ansprüche zu stellen. Ein Anschreiben 
an die Anlieger wird als nicht sinnvoll erachtet. Es wird angeregt, das Thema als Titel 
aufs Amtsblatt zu machen.  

b. Nach der in der letzten Gemeinderatssitzung eingegangenen Beschwerde fand ein klä-
rendes Gespräch mit der Feuerwehr statt. Bereits am Folgetag erfolgte eine direkte 
Entschuldigung seitens der Feuerwehr und des Veranstalters bei der Anwohnerschaft. 
Die Gespräche wurden als offen und konstruktiv wahrgenommen. Die Feuerwehr 
stellte auf Kommandoebene klar, dass das betreffende Gebäude ausschließlich an an-
gehörige der Feuerwehr vermietet werden kann. Bis zum jetzigen Zeitpunkt sind keine 
weiteren Beschwerden im Zusammenhang mit anderen Veranstaltungen eingegan-
gen. 

c. Die Veranstaltung zum Integrierten Rheinprogramm war gut besucht und wurde posi-
tiv angenommen. Die Informationsfahrt nach Burkheim wurde als grundsätzlich infor-
mativ bewertet. Für Oktober sind weitere Termine geplant. 

d. Die Riedwochen finden auch in diesem Jahr während der Sommerferien statt. Am 
01.08.2025 findet in diesem Rahmen eine Veranstaltung vom Theater Eurodistrict Ba-
den-Alsace statt. Alle Veranstaltungen im Rahmen der Riedwochen werden entspre-
chend beworben. 

e. Das Programm zum Sommerferienprogramm wurde am vergangenen Freitag an die 
Schule verteilt. Ein herzlicher Dank gilt Bettina Lohrer und ihrem Team für die Organi-
sation sowie allen beteiligten Vereinen für ihr Engagement. 

f. Die diesjährige Waldbegehung findet am Donnerstag, 24.07.2025 statt. Treffpunkt ist 
an der L118 

11.  Frageviertelstunde 

- Die Fragen beziehen sich auf TOP 9. Das vorgesehene Betreute Wohnen oder ein Sozi-
aler Wohnungsbau kann nicht Bestandteil des Bebauungsplans sein. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass nur in dem Umfang gebaut werden kann, wie es im Bebauungsplan 
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festgesetzt ist. Im Städtebaulichen Vertrag, der Grundlage eines Verkaufs ist, ist be-
treutes Wohnen vorgesehen; die Gebäude insgesamt sind barrierefrei geplant. 

- Der private Investor ist der gleiche wie bisher beschrieben.  
- Auf Nachfrage, ob bereits Bauunterlagen vorliegen, wie das Projekt konkret aussehen 

wird und ob eine Grundwasserabsenkung erforderlich sei, wird erläutert: Aus techni-
scher Sicht stellt das Grundwasser, lt. Investor, derzeit kein Problem dar. Bereits vor 
mehreren Jahren wurde im Zuge eines wasserrechtlichen Verfahrens eine mögliche 
Grundwasserabsenkung thematisiert. Bei baulichen Maßnahmen ab einer bestimmten 
Größenordnung werden in der Regel Beweissicherungsmaßnahmen durchgeführt. 
Im Rahmen des Ideenwettbewerbs wurden sämtliche Planvarianten öffentlich zur Ver-
fügung gestellt. Über Wochen konnten diese Wettbewerbsplanungen im Rathaus ein-
gesehen werden.   

- Der artenschutzrechtliche Ausgleich ist im Bebauungsplan geregelt. Es wurde ein Ha-
bitat für Eidechsen angelegt; die Ausgleichsfläche befindet sich im rückwärtigen Be-
reich des Plangebiets. Zudem sind Nist- und Hilfsangebote für Vögel vorgesehen. Diese 
wird der Investor zur Verfügung stellen. Die Gemeinde hat die Fläche überplant und ist 
daher für den Ausgleich zuständig. Für die Maßnahme wurde eine Förderung in An-
spruch genommen, sodass nicht alle Kosten bei der Gemeinde verbleiben. Bei Bebau-
ungsplänen in der Innenentwicklung ist kein ökologischer Ausgleich gefordert. 

- Der Abbruch der Villa Beck, des ehemaligen Feuerwehrgebäudes einschließlich des al-
ten Funkmastes ist mit einem Maximalbetrag von 150.000 € gedeckelt. Alles darüber 
hinaus, muss vom Investor getragen werden. 

- Der Spielplatz wird von der Gemeinde selbst angelegt. 
- Nach der Zustimmung des Gemeinderats liegt die weitere Umsetzung beim Notar. Der 

Abschluss erfolgt so schnell wie möglich, ist jedoch abhängig von der Terminverfüg-
barkeit des Notariats sowie vom Abschluss der erforderlichen Vermessungsarbeiten. 

Die Sitzung wird um 21:39 Uhr von Bürgermeister A. Schröder geschlossen. 

Die Urkundspersonen Protokollführer / in 
 
 
Alexander Schröder, Bürgermeister 

 
 
Matthias Wiedemer 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 

 


